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1. Einleitung 

Kinderreiche Familien und Einelternhaushalte sind in der Schweiz besonders häufig von Ar-
mut betroffen. Deutlich zeigt sich dies mit Blick auf die Sozialhilfestatistik: Knapp ein Drittel 
der Sozialhilfebeziehenden sind Kinder und Jugendliche (2023: 73 004 Minderjährige (BFS, 
2024a)). Während die allgemeine Sozialhilfequote im Jahr 2023 auf 2,8 Prozent sank, lag die 
Sozialhilfequote von Kindern und Jugendlichen bei 4,6 Prozent. Seit Beginn der Sozialhil-
festatistik im Jahr 2005 haben Minderjährige die höchste Sozialhilfequote von allen Alters-
gruppen (BFS, 2024b). Ebenso konstant zeigt sich die deutlich erhöhte Sozialhilfequote von 
Einelternhaushalten (19,6 Prozent, BFS, 2024a). Gut ein Drittel der Einelternhaushalte und 
über die Hälfte der Paare mit Kindern in der Sozialhilfe verfügen jedoch über ein Erwerbs-
einkommen (BFS, 2021, S. 55). Es sind folglich Eltern, die in einer Working-Poor-Situation 
sind, – sei es, weil sie ihr Erwerbspensum nicht erhöhen können (aufgrund der Kinderbe-
treuung / mangelnder familienergänzender Kinderbetreuung) oder weil ihr Lohn zu tief ist, 
um für die Familie ein Einkommen über dem Existenzminimum zu erwirtschaften. 

Die Familienpolitik in der Schweiz ist aktuell gekennzeichnet durch eine zurückhaltende und 
föderalistisch geprägte Unterstützung, die zu einer Ungleichbehandlung von Familien führt. 
Familie wird im politischen Diskurs um unterstützende Massnahmen auf Bundesebene häu-
fig als Privatsache beurteilt, für deren Unterstützung zudem kein ausreichender finanzieller 
Spielraum bestehe. Immer wieder wird auch betont, dass Familienpolitik primär in der Kom-
petenz der Kantone und Gemeinden liege. Auf Kantonsebene wiederholen sich mitunter 
diese Argumente. Die geringe politische Unterstützung von Familien hat zur Folge, dass Kin-
der zu haben je nach Konstellation ein Armutsrisiko ist (vgl. Kapitel 2). Die Sozialhilfe fängt 
folglich ein strukturell bedingtes Problem auf. Allerdings sind die Sozialhilfeleistungen für 
Kinder teilweise unzureichend (vgl. Höglinger et al., 2024). 

Wachsen Kinder in Armut auf, beeinflusst dies ihre Gesundheit, Bildungswege und Teilhabe-
möglichkeiten. Es besteht die Gefahr, dass die Armut weitervererbt wird. Gleichzeitig sind 
die Kinder unverschuldet in die Armutssituation geraten und haben gemäss Art. 11 Abs. 1 
der Bundesverfassung einen Anspruch auf «besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und auf 
Förderung ihrer Entwicklung». Auch gesamtgesellschaftlich gesehen lohnen sich Investitio-
nen, damit Kinder in guten Bedingungen aufwachsen und ihr Potenzial entfalten können 
(Heckman, 2012; Hirsch, 2023; Skopek & Passaretta, 2020). 

Strukturell bedingte Familienarmut als Problem und Ergänzungsleistungen für Familien (Fa-
mEL) als eine mögliche Lösung stehen seit mehr als zwanzig Jahren auf der familien- und 
sozialpolitischen Agenda. Die SKOS hat im Jahr 2011 ein Grundlagenpapier mit dem Titel 
«Ergänzungsleistungen für Familien – Modell SKOS: Ausführliche Diskussion der Eckwerte» 
veröffentlicht (SKOS, 2011). Sie hat sich damals vertieft mit den verschiedenen kantonalen 
Modellen zu den FamEL auseinandergesetzt und verschiedene Kantone zur Frage der FamEL 
beraten. Aus diesen Erfahrungen hat die SKOS dann ein eigenes, detailliertes Modell für Fa-
mEL entwickelt (SKOS, 2011). Dabei nimmt sie auch Bezug auf die Empfehlungen der SODK 
aus dem Jahr 2010 zur Ausgestaltung kantonaler FamEL (SODK, 2010). Bisher haben die Kan-
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tone Genf, Solothurn, Tessin und Waadt die Familien-EL eingeführt; die Einführung im Kan-
ton Freiburg steht 2026 an. Weitere Kantone prüfen aktuell die Einführung (z.B. AG, AI, NE, 
SH, ZH, ZG). Mit dem vorliegenden Grundlagenpapier möchte die SKOS erneut die Wichtig-
keit von Familienergänzungsleistungen aufzeigen. Dies entspricht auch der Strategie der 
SKOS 2025.1  

Zunächst werden im Grundlagenpapier wichtige Kennzahlen und Erkenntnisse zur Familien-
armut diskutiert. Anschliessend wird aufgezeigt, weshalb FamEL aus Sicht der SKOS ein sinn-
volles Instrument sind, um einkommensschwachen Familien finanzielle Sicherheit und mehr 
Autonomie zu ermöglichen. Sowohl die Diskussion auf Bundesebene als auch die kantonalen 
Umsetzungen von FamEL werden beschrieben. Schliesslich werden weitere Unterstützungs-
möglichkeiten für Familien genannt, bevor Empfehlungen festgehalten werden. 

2. Familienarmut 

Familien – allen voran Einelternhaushalte und Grossfamilien - haben ein besonders hohes 
Armutsrisiko. Die durchschnittliche Armutsquote lag im Jahr 2023 bei 8,1 Prozent; die Ar-
mutsgefährdungsquote bei 16,1 Prozent (BFS, 2025a; BFS, 2025b) 2. Derweil wiesen Einel-
ternhaushalte eine Armutsquote von 10,6 Prozent auf (Armutsgefährdungsquote: 21,5 Pro-
zent). Für Paare mit Kindern lag die Armutsquote hingegen vergleichsweise unauffällig bei 
4,3 Prozent (Armutsgefährdungsquote: 14,2 Prozent). Allerdings zeigen Studien, dass sich 
insbesondere Familien – auch Paarhaushalte mit Kindern – in einem prekären finanziellen 
Bereich knapp über der Armutsgrenze befinden. Wenn sich ihr Einkommen nur wenig ver-
ringert, rutschen diese Familien unter die Armutsgrenze (Fluder et al., 2020, S. 128f; Hümbe-
lin et al., 2022, S. 37f). Zudem vergrössert sich die Armutsgefährdungsquote tendenziell mit 
steigender Anzahl Kinder in einem Haushalt (bei der Armutsquote ist dieses Phänomen nicht 
gleichermassen ersichtlich). Bei Paaren mit Kindern steigt die Armutsgefährdungsquote von 
10,5 Prozent mit einem Kind auf 29,5 Prozent mit drei Kindern oder mehr. Auch das Alter 
der Kinder hat einen entscheidenden Einfluss. Am grössten ist die Armutsgefährdung mit 
18,5 Prozent, wenn das jüngste Kind zwischen 0 und 3 Jahre alt ist. Ist das jüngste Kind zwi-
schen 13 und 17 Jahre alt, liegt die Armutsgefährdungsquote mit 8,4 Prozent deutlich tiefer 
(BFS, 2025b). Dass Kleinkinder die Armutsgefährdung eines Haushaltes erhöhen, ist ein Hin-
weis auf die erschwerte Vereinbarkeit von Familienleben und Erwerbsarbeit. Einerseits brau-
chen Kleinkinder eine intensivere Betreuung als grössere Kinder, andererseits liegt die 
Hauptlast der Finanzierung der familienergänzenden Kinderbetreuung in der Schweiz bei 
den Familien (Höglinger et al., 2024, S. 6; Stern et al., 2021, S. 80-81). Besonders prekär wird 
die Situation für eine Familie, wenn weitere generelle Risikofaktoren für Armut dazu kom-
men, wie beispielsweise ohne nachobligatorische Ausbildung, Trennung/Scheidung, auslän-
dische Nationalität, gesundheitliche Probleme sowie prekäre oder fehlende Erwerbsarbeit 
(BFS, 2025a; Bischoff, 2023). 

 

 
1 Strategie der SKOS 2025: Link 
2 Definitionen von Armut (Link) und Armutsgefährdung (Link) vgl. Internetseite des BFS. 

https://skos.ch/aktuell/artikel/strategie-2021-2025-1
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/wirtschaftliche-soziale-situation-bevoelkerung/soziale-situation-wohlbefinden-und-armut/armut-deprivation/armut.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/wirtschaftliche-soziale-situation-bevoelkerung/soziale-situation-wohlbefinden-und-armut/armut-deprivation/armutsgefaehrdung.html
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Verbreitung von Armut und Armutsgefährdung nach Haushaltstyp 

 
Quelle: BFS 2022, Darstellung BASS (2024, S. 5).  
Die waagrechte Linie bildet das 95%-Konfidenzintervall ab und zeigt die stichprobenbedingte Unsicherheit. 

In der Sozialhilfestatistik zeichnet sich das Armutsrisiko von Kindern und Jugendlichen noch 
deutlicher ab. Wie einleitend erwähnt, haben Minderjährige mit 4,6 Prozent die höchste So-
zialhilfequote von allen Altersgruppen. Eine besonders hohe Sozialhilfequote haben auch 
Einelternhaushalte mit 18,6 Prozent (BFS, 2024a). Nicht berücksichtigt in diesen Zahlen ist 
der Nichtbezug. Die Schätzungen der kantonalen Nichtbezugsquoten liegen je nach Kanton 
in einer Bandbreite 23 und 38 Prozent der Bevölkerung, die keine Sozialhilfe beziehen, ob-
wohl sie darauf Anspruch hätten (Fluder et al., 2020; Hümbelin et al., 2022, S. 30f; Hümbelin 
et al., 2023; Rosset et al., 2024, S. 94f).  

Kinder bedeuten für einen Haushalt finanziell gesehen eine doppelte Belastung. So vergrös-
sern sich nicht nur die Ausgaben für Ernährung, Kleidung, Wohnen, Freizeit und Krankenkas-
senprämien. Gemäss der Zürcher Kinderkosten-Tabelle3 kostet ein Einzelkind je nach Alter 
zwischen 1415 und 1895 Franken im Monat. Dazu kommen auch allfällige familienergän-
zende Kinderbetreuungskosten sowie die indirekten Kinderkosten aufgrund der Betreuungs-
arbeit der Eltern. Eltern – und vor allem Mütter – reduzieren nach der Geburt ihres Kindes 
häufig ihr Arbeitspensum, steigen ganz aus der Erwerbsarbeit aus oder nehmen eine ange-
passte Stelle zu einem tieferen Lohn an. Untersuchungen zur «child penalty» in der Schweiz 

 
3 Zürcher Kinderkosten-Tabelle vom 1. Juli 2024: (Link) 

https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/familie/sorgerecht-unterhalt/zuercher_kinderkosten_tabelle.pdf
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zeigen, dass das Erwerbseinkommen von Müttern nach der Geburt des ersten Kindes dras-
tisch sinkt und sich in den zehn Folgejahren kaum erholt. Bei Vätern hingegen verändert sich 
das Erwerbseinkommen in der gleichen Zeitspanne nur wenig (Bischof et al., 2023, S. 69 bis 
73).  

Auswertungen belegen zudem, dass die Last der Gesundheits- und Wohnkosten in den letz-
ten Jahren deutlich gestiegen ist: Seit 1997 gab es eine Zunahme der Realkosten der durch-
schnittlichen Krankenkassenprämien von über 140 Prozent. Im gleichen Zeitraum hat die 
Entlastung durch Prämienverbilligungen nur um 41 Prozent zugenommen, womit sie deut-
lich hinter der Kostensteigerung der Krankenkassenprämien zurückblieb.4 Die Mietkosten 
sind von 2016 bis 2023 um rund 8 Prozent gestiegen, obwohl der Referenzzinssatz in diesem 
Zeitraum sank. Beides sind gewichtige Posten in einem Familienbudget und machen bei 
Schweizer Haushalten mit niedrigen Einkommen tendenziell einen zu hohen Anteil des Bud-
gets aus (Hümbelin et al., 2024, S. 4-10). Währenddessen sind die tiefen und mittleren Löhne 
nur wenig gestiegen bzw. stagnieren (Lampart et al., 2024). 

Die negativen Auswirkungen von Familienarmut sind in allen Lebensbereichen der betroffe-
nen Kinder und Jugendlichen zu beobachten und beeinträchtigen sie in ihren Entwicklungs-
chancen sowie Lebensperspektiven. Gemäss Höglinger et al. lassen sich die Folgen und Risi-
ken von Armut bei Kindern und Jugendlichen in vier Kategorien unterteilen (Höglinger et al. 
2024, S. 9). Im Bereich Bildung sind verringerte Bildungschancen zu nennen und ein er-
schwerter Zugang zur überobligatorischen Bildung (Berufsbildung und Gymnasium). Auch 
frühkindliche Bildung und Betreuung sowie informelle Lernmöglichkeiten (wie Kultur- und 
Freizeitangebote) nehmen Armutsbetroffene seltener in Anspruch. Bezüglich Gesundheit 
wirkt sich Armut oft negativ auf die physische und psychische Gesundheit aus und führt zu 
häufigeren nachteiligen Verhaltensweisen (z.B. schlechtere Ernährung, erhöhter Fernseh-
konsum, weniger Sportaktivitäten, häufigerer Tabakkonsum). Hinsichtlich der sozialen Teil-
habe geht Armut zumeist mit weniger Möglichkeiten für Freizeitaktivitäten einher, wodurch 
wichtige Kontaktmöglichkeiten verloren gehen. Armut wirkt sich negativ auf die soziale Zu-
gehörigkeit aus; beispielsweise fühlen sich armutsbetroffene Kinder häufiger ausgeschlos-
sen als Kinder, die nicht in einer Armutssituation aufwachsen und sind weniger in «Peer-
Gruppen» integriert. Schliesslich wirkt sich Armut auf die Wohnsituation der betroffenen 
Familien aus. Sie müssen mit wenig Wohnraum pro Person auskommen, was Rückzugsmög-
lichkeiten und ruhige Lernmöglichkeiten für die einzelnen Familienmitglieder erschweren 
kann. Darüber hinaus sind der Wohnraum und das Wohnumfeld häufiger von mangelnder 
Qualität.  

Die erheblichen Auswirkungen der Familienarmut auf Kinder und Jugendliche verursachen 
hohe gesellschaftliche Folgekosten. Daher sind Investitionen in Programme zur Prävention 
und Verringerung der Familienarmut nicht nur für die Betroffenen enorm wichtig, sondern 

 
4 Vom 13. Dezember 2024 bis am 31. März 2025 läuft die Vernehmlassung zur Änderung des KVG als indirekter 
Gegenvorschlag zur Prämienentlastungsinitiative (Link). Damit werden die Kantone verpflichtet, einen Mindest-
beitrag zur Finanzierung der Prämienverbilligung zu leisten. Die Kantone müssen zudem festsetzen, welchen 
Anteil die Prämie am verfügbaren Einkommen der Versicherten mit Wohnort im Kanton höchstens ausmachen 
darf. 

https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/gesetze-und-bewilligungen/gesetzgebung/gesetzgebung-versicherungen/gesetzgebung-krankenversicherung/krankenversicherung-revisionsprojekte-laufend/contreprojet-initiative-ps-reduction-primes.html
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auch für die Gesellschaft als Ganzes von Interesse (Heckman, 2012; Hirsch, 2023; Skopek & 
Passaretta, 2020). 

3. FamEL reduzieren Familienarmut  

FamEL als der Sozialhilfe vorgelagerte Sozialleistungen sind ein effektives Instrument zur Be-
kämpfung von Familienarmut. Die vier Kantone Tessin, Solothurn, Waadt und Genf haben 
FamEL bereits seit längerem eingeführt. Der Kanton Freiburg folgt im Jahr 2026, wobei das 
Instrument von allen Fraktionen des Grossen Rates unterstützt wurde (Etat de Fribourg, 
2024a). Evaluationen zu den kantonalen FamEL zeigen, dass das Ziel der Reduktion der Ar-
mut von Familien mehrheitlich erreicht wird (Baumgartner et al., 2014; Guggenbühl et al., 
2017; Medici et al., 2015; Pointet et al., 2022).  

FamEL richten sich je nach Modell ausschliesslich an Working-Poor Familien oder allgemein 
an armutsbetroffene Familien, wobei bei Letzteren in der Regel ein hypothetisches Erwerbs-
einkommen als Arbeitsanreiz einberechnet wird. Bei Working-Poor Familien sind FamEL ide-
alerweise so ausgestaltet, dass ein Anreiz besteht, das bestehende Erwerbspensum beizu-
behalten oder gar zu steigern (Ecoplan, 2022, S. 9-14). FamEL sind strukturell niederschwel-
liger als die Sozialhilfe, da es tiefere administrative Voraussetzungen, keine Rückerstattung 
und weniger Stigmatisierung gibt. Darüber hinaus kann der Bezug von Sozialhilfe zum Entzug 
des Aufenthaltsrechts oder zur Verweigerung der Einbürgerung führen. Diese Erschwernis 
besteht beim Bezug von FamEL nicht (Suter, 2020). Zudem haben FamEL einen doppelt po-
sitiven Effekt: Einerseits führen sie zu einer Besserstellung von Familien mit tiefen Einkom-
men, andererseits entlasten sie die Sozialhilfe, die sonst dieses strukturelle Armutsrisiko auf-
fangen muss (Baumgartner et al., 2014, S. 113-120; 126-127; Pointet et al, 2022, S. 49-50). 
Die Leistungen der FamEL sind grosszügiger als jene der Sozialhilfe; der allgemeine Lebens-
unterhalt ist in den vier Kantonen an jenem der Ergänzungsleistungen (EL) zu AHV/IV orien-
tiert. Je nach Kanton wird dieser mit der Äquivalenzskala der SKOS kombiniert. Auch für die 
Übernahme der weiteren anerkannten Ausgaben dienen die EL zu AHV/IV als wichtige Refe-
renz, allerdings gibt es bei den vier Kantonen unterschiedliche Maximalbeiträge (Baum-
gartner et al., 2014, S. 28-30). FamEL führen folglich im Vergleich zur Sozialhilfe zu einer 
politisch gewollten Besserstellung der finanziellen Situation der betroffenen Familien. Im 
Kanton Waadt gibt es im Rahmen der FamEL zusätzlich ein Beratungsangebot für die Fami-
lien zur Verbesserung ihrer beruflichen Situation.  

Wie aus der untenstehenden Grafik ersichtlich, ist es dem Kanton Tessin, der die FamEL be-
reits 1997 eingeführt hat, besonders gut gelungen, die Sozialhilfequote von Kindern zu sen-
ken. Auch die Kantone Genf und Waadt haben eine unterdurchschnittliche Sozialhilfequote 
für Kinder. Sie war zwar bereits unterdurchschnittlich, sank mit der Einführung von FamEL 
im Jahr 2011 (Waadt) und 2012 (Genf) aber noch weiter. Im Kanton Solothurn widerspiegelt 
sich die Einführung der FamEL im Jahr 2010 hingegen nicht in der Sozialhilfequote. Dies ist 
im Zusammenhang damit zu sehen, dass die Zugangskriterien zu FamEL in Solothurn ver-
gleichsweise restriktiv sind.  
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Quelle: BFS, 2024b; eigene Darstellung 

Quoten unter 1 (gepunktete Linie) bedeuten, dass die Sozialhilfequote von Kindern niedriger 
ist als die von Erwachsenen. Umgekehrt bedeuten die Werte über 1, dass die Sozialhil-
fequote von Kindern höher ist als die von Erwachsenen. Beispielsweise war im Jahr 2023 die 
Sozialhilfequote von Kindern in der Schweiz 1,5-mal so hoch wie die von Erwachsenen. 

Eine häufig geäusserte Kritik an den FamEL und auch an der Sozialhilfe ist, dass die Leistun-
gen zu hoch angesetzt seien. Grössere Familien, die FamEL oder Sozialhilfe beziehen, würden 
über ein höheres Haushaltseinkommen verfügen als vergleichbare Familien, die sich über 
Erwerbsarbeit finanzieren. Als Lösungsansatz wird gerne auf ein Lohnabstandsgebot verwie-
sen. Allerdings lassen sich die Höhe der Erwerbseinkommen und der staatlichen Unterstüt-
zungsgelder schlecht vergleichen, da auch Kinderzulagen, Beiträge für die Verbilligung der 
Krankenkassenprämien, der 13. Monatslohn und allfällige Zweiteinkommen zu berücksichti-
gen sind. Aus Sicht der SKOS ist nicht die Höhe der Sozialleistungen das Problem, sondern 
die tiefen Löhne. Gerade in Tieflohnbranchen können viele Familien ihren Existenzbedarf 
nicht decken, selbst wenn sie vollzeiterwerbstätig sind. Zudem führt insbesondere bei Einel-
ternfamilien der Betreuungsaufwand der Kinder häufig zu einer Reduktion der Erwerbsar-
beit. 42 Prozent der von der Sozialhilfe unterstützen Paare mit Kindern und 43 Prozent der 
Einelternfamilien in der Sozialhilfe waren im Jahr 2023 erwerbstätig (BFS, 2024c). In der So-
zialhilfe würde ein Lohnabstandsgebot zu einer Unterschreitung des Existenzminimums füh-
ren. Die praktische Umsetzung des Lohnabstandsgebots wäre äusserst kompliziert (Wolffers, 
2023). Rechtlich gesehen geht der Anspruch auf eine gesicherte Existenz einem Lohnab-
standsgebot vor. Zudem gibt es sowohl in der Sozialhilfe als auch bei den FamEL Anreize, um 
die Erwerbstätigkeit zu fördern. 
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4. Aktivitäten auf Bundesebene für FamEL 

Auf Bundesebene ist die Einführung von FamEL bisher gescheitert. Im Rahmen der beiden 
parlamentarischen Initiativen Fehr (00.436) und Meier-Schatz (00.437) «Ergänzungsleistun-
gen für Familien. Tessiner Modell» aus dem Jahr 2000 (Link) wurden verschiedene Modelle 
zur Einführung von FamEL auf Bundesebene erarbeitet. In der zuständigen Kommission fan-
den sie jedoch zu wenig Anklang. Die Kommissionsmehrheit war der Meinung, dass Famili-
enpolitik in den Kompetenzbereich der Kantone gehöre und die Finanzierung von FamEL 
nicht gewährleistet sei. Schliesslich wurden im Jahr 2011 beide Initiativen abgeschrieben.  

2013 wurde der Bundesrat mit der Motion Feri (13.3351) «Familienergänzungsleistungen als 
Mittel zur Armutsbekämpfung» beauftragt, ein Rahmengesetz für FamEL auszuarbeiten. Der 
Bundesrat führte in seiner Stellungnahme aus, dass ein Bundesrahmengesetz ohne finanzi-
elle Beteiligung des Bundes kaum umsetzbar wäre. Erschwerend komme hinzu, dass im Jahr 
2013 die Einführung eines Verfassungsartikels zur Familienpolitik am Ständemehr geschei-
tert sei (Link). Mit dem Artikel hätten die Kompetenzen des Bundes und der Kantone gestärkt 
werden sollen, um die Familien zu unterstützen und die Vereinbarkeit von Familie und Er-
werbstätigkeit zu fördern. Schliesslich wurde die Motion Feri im Jahr 2015 vom Nationalrat 
abgelehnt. 

Ebenso wenig erfolgreich verlief ein erneuter Versuch zur Einführung von FamEL im Jahr 
2020. In der parlamentarischen Initiative (20.454) wurde verlangt, «eine gesetzliche Grund-
lage für die Einführung von Massnahmen zur Bekämpfung von Kinderarmut in Form von fi-
nanzieller Unterstützung für Familien zu schaffen». Auf Grundlage der bestehenden kanto-
nalen FamEL sollten mit einem Rahmengesetz FamEL eingeführt werden. Der Initiative 
wurde jedoch keine Folge gegeben mit der Begründung, dass der Bund in der Bekämpfung 
der Kinderarmut bereits genug engagiert sei. 

Ende 2024 hat Katharina Prelicz-Huber eine Motion eingereicht (24.4663), die den Bundes-
rat beauftragt, «eine Vorlage auszuarbeiten, die garantiert, dass alle in der Schweiz wohn-
haften Kinder Jugendlichen in einer finanziell gesicherten Situation aufwachsen, sich entwi-
ckeln und bilden können». Falls eine Existenzsicherung durch die Erziehungsberechtigten 
nicht gewährleistet werden kann, soll den Kindern und Jugendlichen eine Unterstützung zu-
stehen. Diese könne sich an der EL-Systematik orientieren. 

Während es auf Bundesebene nicht gelang, FamEL einzuführen, wurden einige Kantone von 
sich aus aktiv. Die verschiedenen Aktivitäten der Kantone werden im nächsten Kapitel be-
leuchtet. 

5. Aktivitäten der Kantone für FamEL 

Die vier kantonalen Modelle sind verschieden ausgestaltet; sie unterscheiden sich hinsicht-
lich der Zielgruppe, den Anspruchskriterien, den Leistungen, den inbegriffenen Leistungen, 
der Finanzierung sowie der anerkannten Ausgaben und Einnahmen zur Berechnung der Fa-
mEL. Folglich haben sie verschiedene Vor- und Nachteile und sind nur eingeschränkt mitei-
nander vergleichbar. Im Grundlagenpapier der SKOS (2011) wurden die Vor- und Nachteile 

https://www.parlament.ch/centers/kb/Documents/2000/Kommissionsbericht_SGK-N_00.436_2001-02-22.pdf
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20133351
https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/publikationen-und-service/gesetzgebung/abstimmungen/verfassungsartikel-familienpolitik.html#:%7E:text=Mit%20einer%20Ja-Mehrheit%20der%20Volksstimmen%20von%2054,3%25,%20aber%20mit
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20200454
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244663
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der verschiedenen Varianten in der Ausgestaltung der FamEL detailliert festgehalten (SKOS, 
2011).  

Als Pioniermodell der FamEL in der Schweiz wird das Tessiner Modell betrachtet. Bereits 
1997 hat der Kanton Tessin die Kinderzulagen zu einer umfassenden Bedarfsleistung für Fa-
milien ausgebaut. Sie besteht aus der Kleinkinderzulage «Assegno di prima infanzia» im Vor-
schulalter und der ergänzenden Kinderzulage «Assegno familiare integrativo» für Familien 
mit Schulkindern unter 15 Jahren. Ab Schulalter wird jedoch nur noch der Bedarf der Kinder 
und nicht mehr jener der gesamten Familie gedeckt (Heusser et al. 2020, S. 17 bis 22). Nur 
bei der «Assegno di prima infanzia» und nur bei Familien mit zwei Elternteilen wird ein hy-
pothetisches Einkommen einberechnet, wenn die Addition der Erwerbsprozente beider El-
ternteile einen Beschäftigungsgrad von weniger als 100 Prozent ergibt. Ausnahmen sind 
möglich, wenn sich ein Elternteil in Ausbildung befindet oder wenn eine Arbeitsunfähigkeit 
vorliegt. Dies soll einen Anreiz für Erwerbsarbeit darstellen. Finanziert wird die Kleinkinder-
zulage durch den Kanton; die ergänzende Kinderzulage durch Arbeitgebende, Arbeitneh-
mende, Personen ohne Erwerbstätigkeit und Selbständigerwerbende (BFS, 2023c). Die Fa-
mEL wurden im Tessin zwei Mal evaluiert (Greppi et al., 2013; Medici et al., 2015). Gemäss 
den Evaluationen sind FamEL ein gutes Instrument, um Armut zu verringern, allerdings kann 
nicht in allen Fällen ein Sozialhilfebezug von Familien verhindert werden. Über den Zeitver-
lauf gesehen sind die Anzahl Fälle und Beträge bei den FamEL angestiegen. Positiv hervor-
gehoben wurde die Übernahme der Kosten für die familienergänzende Kinderbetreuung. 
Verbesserungspotential gibt es bei der Koordination mit anderen Interventionen sowie bei 
der Verfügbarkeit von Plätzen in der familienergänzenden Kinderbetreuung (Medici et al., 
2015). 

Im Jahr 2010 hat der Kanton Solothurn als zweiter Kanton in der Schweiz FamEL eingeführt; 
2014 wurden sie evaluiert (Baumgartner et al., 2014). Die Zugangskriterien sind restriktiver 
ausgestaltet als im Kanton Tessin. So richten sich FamEL nur an Familien mit Kindern unter 
6 Jahren. Dieses Alter entspricht dem Übergang ins Schulalter, was den Eltern allenfalls er-
laubt wieder mehr zu arbeiten. Je nach Alter des jüngsten Kindes wird ein anderes Min-
desterwerbseinkommen vorausgesetzt. Als Erwerbsanreize gibt es zudem ein hypotheti-
sches Einkommen, ein Erwerbseinkommensfreibetrag und seit 1. Januar 2024 die unbe-
grenzte Anrechnung der Kosten für die notwendige Betreuung von Kindern unter 11 Jahren. 
Die Finanzierung erfolgt gemäss Sozialgesetz über Beiträge von steuerpflichtigen juristischen 
Personen. Mit den FamEL konnte die Familienarmut gemäss der Evaluation reduziert und 
die Sozialhilfe entlastet werden. Je nach Familientyp konnten allerdings einige Familien un-
genügend von den FamEL profitieren, z.B. Zweielternfamilien mit einem Einkommen knapp 
über dem Mindesterwerbseinkommen (Baumgartner et al., 2014, S. 85). Die Leistungsbezie-
henden gaben an, dass sich ihre finanzielle Situation durch die FamEL positiv verändert hat. 
Insbesondere konnten die Familien mehr Geld für Lebensmittel, Kleider und Schuhe sowie 
Gesundheit (ärztliche Behandlung und Medikamente) ausgeben (Baumgartner et al., 2014, 
S. 79-86). Auch waren sie statistisch signifikant weniger deprimiert, ängstlich oder verzwei-
felt als zu Beginn des Bezugs der FamEL (Baumgartner et al., 2014, S. 112). Parallelbezüge 
zur Sozialhilfe kamen selten vor (zwischen 6,3 und 3,4 Prozent aller Fälle) und waren zumeist 
durch zu hohe familienergänzende Kinderbetreuungskosten verursacht, die durch die FamEL 
nicht gänzlich gedeckt werden konnten. Gemäss einer internen statistischen Auswertung 
des Amtes für Gesellschaft und Soziales im Herbst 2023 blieb dies unverändert. Zwischen 



 

 

11 

Januar 2018 bis September 2023 bezogen ungefähr 5,7 Prozent aller Familien mit FamEL 
gleichzeitig Sozialhilfe. Auch in dieser Zeitspanne waren die Kinderbetreuungskosten, wel-
che nicht voll als Ausgaben anerkannt wurden, der häufigste Grund für den Doppelbezug. 
Per 1. Januar 2024 sind im Rahmen einer Teilrevision des Sozialgesetzes des Kantons Solo-
thurn (BGS 831.1) neue Regelungen in Kraft getreten (RRB Nr. 2023/852), die unter anderem 
dieser Problematik entgegenwirken. Seither können bei der Berechnung für FamEL die voll-
ständigen Kinderbetreuungskosten berücksichtigt werden. Welche weiteren Massnahmen 
die Wirksamkeit der FamEL erhöhen könnten, wird innerhalb eines Armutsmonitorings, das 
der Regierungsrat am 29. Oktober 2024 in Auftrag gegeben hat, untersucht werden (RRB 
2024/1739). 

Als dritter Kanton hat Waadt FamEL im Jahr 2011 eingeführt. Seither wurden sie zweimal 
evaluiert (Abrassart et al., 2015; Pointet et al., 2022). FamEL werden ausgerichtet, solange 
das Kind unter 16 Jahre alt ist. Wenn das jüngste Kind 6 Jahre alt ist, wird allerdings nicht 
mehr der Bedarf der gesamten Familie gedeckt, sondern nur noch jener der Kinder. Die Fa-
mEL werden aus Beiträgen des Kantons, der Gemeinden sowie von Arbeitgebern, Arbeitneh-
mern und Selbständigen mischfinanziert (BFS, 2023c). Eine Erwerbsarbeit wird nicht voraus-
gesetzt, jedoch wird ein hypothetisches Einkommen angerechnet und ein Einkommensfrei-
betrag gewährt. Dass FamEL versteuert werden müssen, trägt zu deren politischer Akzep-
tanz bei. Die Hauptmerkmale der Haushalte, die FamEL beziehen, zeigen sich über den Zeit-
verlauf gemäss der jüngsten Evaluation stabil (Pointet et al., 2022): Einelternhaushalte (Be-
zugsquote von 18,2 Prozent im Vergleich zur Referenzbevölkerung im Jahr 2019), kinderrei-
che Familien (Quote von 9,2 Prozent für Familien mit drei Kindern, 13,6 Prozent für 6 Kinder 
und mehr), aussereuropäische Haushalte (Quote von 16,3 Prozent) sowie Eltern ohne Be-
rufsausbildung (Quote von 13,2 Prozent). Nur 10 Prozent der FamEL-Beziehenden hatten 
unmittelbar zuvor Unterstützung der Sozialhilfe. Ergänzend zur finanziellen Unterstützung 
durch die FamEL wird das Programm coaching pour familles (CoFa) angeboten5. Dieses soll 
FamEL-Beziehende dabei unterstützen, ihre berufliche Situation zu verbessern und ein hö-
heres Einkommen zu erzielen. Der Mehrheit der beratenen Haushalte gelingt es mit dem 
Coaching, ihr Einkommen zu steigern oder sogar ganz aus dem Programm auszutreten. An-
gesichts der positiven Bilanz soll das Programm ausgebaut werden. Mit den FamEL kann der 
Kanton Waadt die Sozialhilfe nachhaltig entlasten. Ende 2019 waren 47 Prozent der Haus-
halte mit FamEL-Bezug wieder aus dem Programm ausgeschieden; 36 Prozent waren finan-
ziell unabhängig; 11 Prozent beanspruchten Sozialhilfe (Friedmann, 2022). Darüber hinaus 
wird die finanzielle Situation der Familien gestärkt und die Unterstützung wird von den Be-
troffenen positiv wahrgenommen. Die Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Berufs-
tätigkeit wurde aufgrund eines Mangels an passenden Betreuungsplätzen (Betreuungsange-
bot am Abend, in der Nacht oder am Wochenende) hingegen nur teilweise erreicht (Pointet 
et al., 2022). 

Im Kanton Genf wurden FamEL im Jahr 2012 eingeführt und 2017 evaluiert (Guggenbühl et 
al., 2017). Sie richten sich an Working-Poor-Familien, die mindestens ein Kind unter 18 Jah-
ren haben, oder unter 25 Jahren, wenn es noch in der Ausbildung ist. Für einen Paarhaushalt 
wird ein Mindestpensum von 90 Prozent vorausgesetzt; bei Einelternhaushalten sind es 40 

 
5 Webseite des Programms coaching pour familles (CoFa): Link 

https://www.vd.ch/aides-financieres-et-soutien-social/appuis-concrets-aux-beneficiares-du-revenu-dinsertion/beneficiaires-du-revenu-dinsertion-se-preparer-pour-le-marche-du-travail/programme-coaching-pour-familles-cofa
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Prozent. Allerdings wird das Mindestpensum auf das gesamte Jahr bezogen berechnet, so-
dass auch Monate ohne Erwerbseinkommen möglich sind. Finanziert werden die FamEL 
durch den Kanton (Ecoplan, 2022, S. 39-40). Gemäss der Evaluation konnte der Sozialhilfe-
bezug von erwerbstätigen Familien verringert werden. Allerdings nahmen die FamEL-Bezie-
henden nur selten Massnahmen zur verbesserten Erwerbsintegration in Anspruch. In der 
Folge konnte die Integration der Leistungsbeziehenden in den Arbeitsmarkt nicht gesteigert 
werden, sondern nahm über den Zeitverlauf eher ab. In der Evaluation wurde deshalb emp-
fohlen, die Arbeitsmarktfähigkeit der Eltern mit einem ergänzenden Coaching zu stärken und 
das Anreizsystem zu überarbeiten. Angesichts der tiefen Bezugsquote wurde vorgeschlagen, 
die Information über die FamEL zu intensivieren und anstelle eines minimalen Erwerbspen-
sums als Zugangsbedingung lediglich ein hypothetisches Einkommen anzurechnen. Diesbe-
züglich sind im Kanton Diskussionen im Gange. 

Voraus- 
setzungen 

Kanton  
Tessin 

Kanton  
Solothurn 

Kanton  
Waadt 

Kanton  
Genf 

Anspruchsvoraussetzungen 
Wohnsitz im je-
weiligen Kan-
ton seit 

Assegno di prima in-
fanzia (API) und As-
segno familiare inte-
grativo (AFI): 
3 Jahre für Schwei-
zer:innen;  

5 Jahre für Auslän-
der:innen  

2 Jahre 3 Jahre 5 Jahre 

Alter der Kinder API: Vor Schulpflicht  

AFI: Unter 15 Jahre  

Unter 6 Jahre Unter 16 Jahre Unter 18 Jahre  

(In Ausbildung: un-
ter 25 Jahre) 

Erwerbsarbeit Keine Vorausset-
zung 

Definiertes Min-
desterwerbs-ein-
kommen 

Keine Vorausset-
zung 

Definiertes Mindest-
pensum (40% Einel-
tern-; 90% Paar-
haushalte) 

Über monatliche Grundunterstützung hinausgehende Leistungen 
Übernahme 
von Kinderbe-
treuungskosten 

Bis 4 Jahre (Maxi-
malbetrag pro Kind 
und Jahr; anschlies-
send Tagesschulan-
gebot) 

Seit 01.01.2024 wer-
den die gesamten 
Netto-Betreuungs-
kosten für die not-
wendige und ausge-
wiesene familiener-
gänzende Betreuung 
von Kindern unter 
11 Jahren als Ausga-
ben anerkannt.6 

Maximal pro Kind 
und Jahr CHF 10 000  

Ja, bis 13 Jahre; zu-
sätzlich Übernahme 
schulische Unter-
stützung bis 16 
Jahre. Max. 
CHF 6300 pro Kind 
und Jahr. 

Übernahme 
von gesund-
heitsbedingten 
Ausgaben 

Nein, aber Kranken-
kassenprämienver-
billigung 

Nein, aber Kranken-
kassenprämienver-
billigung 

Ja, maximal pro Kind 
und Jahr CHF 10 000  

Nur Krankenkassen-
prämienverbilligung 

 
6 Das bedeutet für Familien mit einem Kind unter 6 Jahre, dass auch die Betreuungskosten seiner älteren Ge-
schwister bis 11 Jahre als Ausgaben anerkannt werden.  
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Voraus- 
setzungen 

Kanton  
Tessin 

Kanton  
Solothurn 

Kanton  
Waadt 

Kanton  
Genf 

Altersgrenze mit Reduktion der Leistung auf Kinderbedarf 
Übergang API: Deckung des 

Bedarfs der ganzen 
Familie bis Errei-
chung des Schulal-
ters des jüngsten 
Kindes. 

AFI: Ausschliesslich 
Deckung des Le-
bensbedarfs der Kin-
der. 

Keiner Ist das jüngste Kind 
6 Jahre alt, wird nur 
noch der Bedarf der 
Kinder bedeckt. 

Keiner 

Weitere Merkmale 
Weitere Er-
werbsanreiz-
massnahmen 

Anrechnung eines 
hypothetischen Ein-
kommens bei API 
für Paarhaushalt mit 
Gesamterwerbs-
pensum unter 100 
Prozent. 

Einkommensfreibe-
trag für jedes ein-
zelne Mitglied der 
Bezugseinheit in 
Höhe von 20 % des 
Erwerbseinkom-
mens bis zu einem 
Höchstbetrag von 
500 CHF pro Monat. 

 

Anspruchsvoraus-
setzung des Min-
desterwerbseinkom-
mens. 

Anrechnung eines 
hypothetischen Ein-
kommens (Unter-
schiedliche Höhe für 
Paar- und Eineltern-
haushalt und nach 
Alter der Kinder) 

Einkommensfreibe-
trag von 20 % auf 
den ersten CHF 
10 000 (Eineltern-
haushalte) / CHF 
20 000 (Paarhaus-
halte), anwendbar 
bei Erwerbseinkom-
men über dem hy-
pothetischen Ein-
kommen. 

Unbegrenzte An-
rechnung der Be-
treuungskosten von 
Kindern unter 11 
Jahren, während der 
Arbeitszeit.  

Anrechnung eines 
hypothetischen Ein-
kommens 
(CHF 12 700 bei Ein-
eltern-, CHF 24 370 
bei Paarhaushalten. 
Einkommensfreibe-
trag auf Erwerbsein-
kommen über dem 
hypothetischen Ein-
kommen. 

Ein variables hypo-
thetisches Einkom-
men wird für alle 
Haushalte berück-
sichtigt, in denen die 
Erwerbsquote der 
Eltern nicht 100% 
beträgt; ausgenom-
men sind nicht er-
werbstätige Ehe-
partner:innen, für 
die ein festes hypo-
thetisches Einkom-
men berücksichtigt 
wird CHF 20 455. 

Einkommensfreibe-
trag von 50% auf 
den Einkommen der 
Kinder. 

Anzahl leis-
tungsbezie-
hende Familien 

API: 373 Familien  

AFI: 2215 Familien 

 

2024: 1574 Fami-
lien, 

total 6589 Personen 

31. Dezember 2023 : 
5980 leistungsbezie-
hende Familien 

2023: 

1498 Haushalte 

5434 Begünstigte 

Jährliche Ge-
samtkosten in 
CHF 

API: CHF 7 124 928 
AFI: CHF 30 576 165  

 

Durchschnitt 2022 - 
2024: CHF 9 150 069 
exkl. Kosten IPV 

Kosten der im Jahr 
2023 ausbezahlten 
Leistungen (Zu-
schuss + Betreu-
ungskosten / Ge-
sundheitskosten): 

CHF 94 865 968 

2023: 

CHF 16.5 Mio.  
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Voraus- 
setzungen 

Kanton  
Tessin 

Kanton  
Solothurn 

Kanton  
Waadt 

Kanton  
Genf 

Finanzierung API: Kanton 

AFI: Lohnprozente 

Beiträge von steuer-
pflichtigen juristi-
schen Personen 

Kanton, Gemeinden, 
Lohnprozente 

Kanton 

Darstellung entnommen aus Heusser et al., 2020, S. 18, aktualisierte Informationen hinzugefügt. 

Im Kanton Freiburg werden FamEL im Jahr 2026 eingeführt. In der kantonalen Abstimmung 
vom 22. September 2024 haben sich fast 70 Prozent der Stimmbevölkerung für die Einfüh-
rung von FamEL ausgesprochen (Staatskanzlei des Kantons Freiburg, 2024). Die Freiburger 
FamEL bieten Familien, in denen mindestens ein Kind unter 12 Jahre alt ist und die seit min-
destens einem Jahr im Kanton wohnen, vorübergehende Unterstützung an. Die finanzielle 
Unterstützung wird berechnet aus der Differenz zwischen den notwendigen Ausgaben der 
Familie und ihren anrechenbaren Einkünften, sowie der Vergütung von Kinderbetreuungs- 
und Krankheitskosten. Als Anreiz für das Ausüben einer Erwerbsarbeit wird ein hypotheti-
sches Einkommen einberechnet, unabhängig davon, ob ein solches erzielt wird. Weiter wird 
ein Freibetrag von 20 Prozent gewährt auf den Teil des Erwerbseinkommens, der das hypo-
thetische Einkommen übersteigt. Ein wichtiger ergänzender Teil der FamEL ist die soziale 
Begleitung, die von den Familienschaltern in den Gemeinden angeboten wird und obligato-
risch ist. Die Familienmitglieder werden im Hinblick auf die berufliche und soziale Integration 
beraten und gestärkt und mit Unterstützungs- und Beratungsangeboten für Familien ver-
netzt (Etat de Fribourg, 2024b). Dadurch soll die Autonomie und die finanzielle Unabhängig-
keit gefördert und die Gefahr nach Ende des Anrechts auf FamEL in die Sozialhilfe abzurut-
schen, verringert werden. Der Staat schätzt, dass rund 1500 Familien im Kanton für Ergän-
zungsleistungen bezugsberechtigt sind. Die Kosten von CHF 15 Millionen für die FamEL wer-
den alleinig vom Staat getragen. Die Gemeinden wiederum werden bei den Sozialhilfekosten 
entlastet (Einsparungen von 4,4 Millionen Franken). Im Grossen Rat haben sämtliche Frakti-
onen die Einführung der Ergänzungsleistungen unterstützt (Etat de Fribourg, 2024a). 

Die SKOS hat im Jahr 2011 ein eigenes Modell für die Ausrichtung von FamEL entwickelt. 
Darin sprach sie sich für die Setzung eines hypothetischen Einkommens aus sowie für einen 
Einkommensfreibetrag, der kontinuierlich ansteigt. Als Altersgrenze präferierte die SKOS in 
Anlehnung an die obligatorische Schulzeit 16 Jahre; anschliessend kommt das Stipendien-
system zum Zuge. Bezüglich Höhe der Leistungen wurde eine Anrechnung des Lebensbe-
darfs gemäss EL zur AHV/IV empfohlen, in Kombination mit der Äquivalenzskala der SKOS. 
Es sollten alle relevanten Ausgaben einbezogen werden ausser Steuern, damit Beziehende 
mit FamEL tatsächlich bessergestellt sind als in der Sozialhilfe. Dabei vertrat die SKOS die 
Meinung, dass das Problem der Besteuerung der tiefen Einkommen im Rahmen der Steuer-
gesetzgebung gelöst werden müsse. Bis es so weit sei, werde ein negativer Erwerbsanreiz in 
Kauf genommen (SKOS, 2011). Die SKOS ist daran, zu prüfen, ob dieses Modell vor dem Hin-
tergrund der Erfahrungen in den Kantonen überarbeitet werden muss. 

Weitere Kantone (BE, BL, GL, GR, JU, LU, OW, SG, SZ, TG, UR, VS, ZH) unternahmen Bestre-
bungen für die Einführung von FamEL, die jedoch scheiterten (SKOS, 2014; Heusser et al., 
2022, S. 23-26). Von der Mehrheit der Politiker:innen wurde argumentiert, dass es kein 
neues System brauche, das zugleich hohe Mehrkosten generiere. Auch wurde auf die Kom-
plexität einer allfälligen Umsetzung im Hinblick auf die Vermeidung von Schwelleneffekten 
hingewiesen. Zudem wurde die Meinung vertreten, dass Familie Privatsache sei. 

https://www.rrgr-service.apps.be.ch/api/gr/documents/document/195e1697d86b46709953a54290968fd0-332/8/2016.GEF.516-Beilage-D-227669.pdf
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In einigen Kantonen gibt es zurzeit Bestrebungen, die Einführung von FamEL zumindest zu 
prüfen (AG, AI, NE, SH, ZH, ZG).  

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt hat im Oktober 2024 die Einführung von Ergänzungs-
leistungen für Familien beschlossen und die Regierung beauftragt, bis in zwei Jahren einen 
entsprechenden Gesetzesentwurf auszuarbeiten. 

6. Weitere Bedarfsleistungen für Familien 

Auf kantonaler Ebene können drei Gruppen von auf Familien ausgerichtete bedarfsabhän-
gige Leistungen ausgemacht werden. Dazu zählen Familienergänzungs-leistungen (aktuell in 
vier Kantonen), Beiträge für die Zeit nach der Geburt (bestehend in den acht Kantonen AG, 
FR, GL, GR, SH, SG, VD, ZG) sowie weitere Familienbeihilfen (in den zwei Kantonen VD, VS) 
(BFS, 2023c; Heusser et al., 2022; Höglinger et al., 2024, S. 24). Zudem gibt es weitere be-
darfsabhängige Leistungen auf kantonaler Ebene, die zwar nicht als Familienbeihilfe klassifi-
ziert sind, aber trotzdem Familien entlasten. Zu nennen sind beispielsweise Alimentenbe-
vorschussung, Wohnbeihilfen 7 , Krankenkassenprämien-verbilligungen, Stipendien, ver-
schiedene Massnahmen der Steuerpolitik (z.B. Abzug der Kinderbetreuungskosten), Subven-
tionierung der Kinderbetreuung, eine Unterstützung für betreuende Angehörige8 oder Mas-
snahmen zum Thema Schulden (Heusser et al., 2022).  

Darüber hinaus werden Familien bedarfsunabhängig durch die Leistungen der Mutter-
schaftsversicherung/Entschädigung des anderen Elternteils und Familienzulagen unter-
stützt. Betreffend Erwerbsersatz für Mütter und Väter wird von der EKFF kritisiert, dass die 
Dauer zu kurz ist und es eine Elternzeit bräuchte (EKFF, 2022). Familienzulagen sind sowohl 
auf Bundesebene als auch auf Kantonsebene geregelt und fallen dadurch je nach Kanton 
unterschiedlich hoch aus. Per 2025 wurden die Mindestansätze für die Kinderzulage erst-
mals seit Langem von 200 Franken auf 215 Franken pro Monat erhöht; die Ausbildungszu-
lage von 250 auf 268 Franken (BSV, 2024). Durch die Lücken im föderalen Familienzulagen-
system drängt sich eine umfassende Reform auf. Stampfli, ehemaliger Leiter des Bereichs 
Familienfragen im BSV, schlägt in einem CHSS-Artikel eine einheitliche Regelung durch den 
Bund vor sowie zusätzliche Bedarfszulagen für Working-Poor-Familien (Stampfli, 2024). 

Auch IV-Zusatzrenten für Kinder von IV-Rentenbeziehenden sowie Kinderrenten aus der Al-
ters- und Hinterlassenenversicherung und der beruflichen Vorsorge haben das Ziel, in einer 
bestimmten Situation Familienarmut zu verhindern (BFS, 2021, S. 55-56). 

Die Auflistung dieser Massnahmen verdeutlicht, wie breit die Unterstützung von Familien 
angelegt sein kann und wie komplex deren Abstimmung ist. Letztlich haben alle diese Mass-
nahmen direkt oder indirekt zum Ziel, Armut bzw. einen allfälligen Sozialhilfebezug zu ver-
hindern. Dies gelingt nicht in allen Fällen, wie die Armuts(gefährdungs-)quote und Sozialhil-
festatistik deutlich zeigen. Zudem fallen die Leistungen je nach Kanton unterschiedlich aus, 

 
7 Im Kanton BL sind diese spezifisch auf Familien ausgerichtet; in BS wurde die Zielgruppe infolge der stark stei-
genden Mieten im Jahr 2024 erweitert. 
8 Z.B. die Pauschalentschädigung für betreuende Angehörige und Nahestehende im Kanton Freiburg (Link) 

https://www.ag.ch/grossrat/grweb/de/195/Detail%20Gesch%C3%A4ft?ProzId=4242211
https://www.ne.ch/autorites/GC/objets/Documents/Motions/2011/11158.pdf
https://sh.ch/CMS/Webseite/Kanton-Schaffhausen/Beh-rde/Parlament/Der-Kantonsrat/Portal-Kantonsrat---Ratsbetrieb/Postulate-8014411-DE.html
https://www.kantonsrat.zh.ch/geschaefte/geschaeft/?id=20e7a03760a24b7398bcc240792795c4
https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://kr-geschaefte.zug.ch/dokumente/12828/3792-1-17825_Familienergaenzungsleistungen.pdf&ved=2ahUKEwjS6eD5h5WJAxXmgP0HHXvzFoAQFnoECBgQAQ&usg=AOvVaw0PLWMA9NUaLO6qKc4zlII0
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/830.1
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was unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung problematisch ist. Betreffend Subven-
tionierung von Kinderbetreuung und der Ausrichtung von Wohnbeihilfen muss darüber hin-
aus mitgedacht werden, dass hierfür ein ausreichendes Angebot an Betreuungsplätzen bzw. 
an Wohnraum für Familien Voraussetzung ist, damit die Massnahmen ihre volle Wirkung 
entfalten können.  

Angesichts der Vielzahl an Massnahmen zur Prävention und Bekämpfung von Familienarmut 
wurde in der Studie untersucht, wie Kantone ihre Aktivitäten koordinieren (Ecoplan, 2024). 
Auch sind in der Studie Empfehlungen enthalten, wie die Kantone Massnahmen und Strate-
gien zur Prävention und Bekämpfung von Familienarmut koordinieren sollen. Es wurde fest-
gestellt, dass es einen geringeren Koordinationsbedarf gibt, wenn es in einem Kanton FamEL 
oder eine gute Infrastruktur für die frühkindliche Bildung und Betreuung gibt (Ecoplan, 2024, 
S. 125). Dies verdeutlicht die zwei zentralen familienpolitischen Elemente: Für die Präven-
tion von Familienarmut ist die frühkindliche Bildung und Betreuung besonders wichtig, für 
die Bekämpfung bereits bestehender Familienarmut sind es die FamEL.  

7. Fazit und Empfehlungen 

Kinderreiche Familien und Einelternhaushalte sind in der Schweiz besonders häufig von Ar-
mut betroffen. Kinder sollen jedoch kein Armutsrisiko darstellen, denn die Gesellschaft ist 
auf Kinder angewiesen. Es ist grundlegend, dass Kinder ihr Potenzial entfalten können. Hier-
bei geht es nicht nur um die Chancengerechtigkeit für Kinder. Investitionen in gute Bedin-
gungen fürs Aufwachsen der Kinder lohnen sich auch für die Gesellschaft als Ganzes sowie 
aus wirtschaftlicher Sicht. Kinder bilden das Humanvermögen der künftigen Gesellschaft9, 
sind künftige Fachkräfte, Steuerzahlende und werden in Zukunft die Gesellschaft gestalten. 
Je früher Investitionen zugunsten von Kindern erfolgen, desto effektiver sind sie (Heckman, 
2012; Hirsch, 2023; Skopek & Passaretta, 2020).  

Wie im vorliegenden Papier aufgezeigt wurde, spielen FamEL eine wichtige Rolle in der Ar-
mutsprävention für Familien und können Familienarmut gezielt eindämmen. Den Kantonen 
wird deshalb empfohlen, die Einführung von FamEL zu prüfen und voranzutreiben. Auf Basis 
der kantonal gewachsenen Unterstützungssysteme können kantonale FamEL stark vonei-
nander abweichen. Die nationale Harmonisierung von FamEL und allgemein von Leistungen 
für Familien ist ein mittel- und langfristiges Ziel. Die schweizweite Harmonisierung darf der 
Einführung und Weiterentwicklung der kantonalen FamEL jedoch nicht im Weg stehen und 
die bestehenden Leistungen auf kantonaler Ebene nicht einschränken. 

Zudem ist die Armutsprävention auszubauen. Der frühkindlichen Bildung und Betreuung 
kommt hierbei eine Schlüsselrolle zu. 

  

 
9 Mit Humanvermögen ist die Summe aller vorhandenen Kompetenzen aller Menschen einer Gesellschaft ge-
meint und somit das aggregierte individuelle Handlungspotenzial (Hummelsheim & Timmermann, 2016, S. 12). 
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Empfehlungen der SKOS 

Den Kantonen wird empfohlen, die Einführung von FamEL zu prüfen und 
voranzutreiben. Parallel sollten die unterstützten Familien Zugang haben 
zu einer ergänzenden Begleitung, die darauf abzielt, ihre Ressourcen und 
Kompetenzen zu stärken. Mittel- und langfristig sind national harmoni-
sierte FamEL anzustreben. 

Damit Familien möglichst nicht in eine Armutssituation kommen, sollte 
die Einführung von FamEL Hand in Hand gehen mit Präventionsmassnah-
men: 

 Bezahlbare, verfügbare und qualitativ gute familienergänzende Kin-
derbetreuung (vgl. Empfehlungen der EKFF, 2021) 

 Niederschwellige und früh ansetzende Beratung, z.B. über die fami-
lienzentrierte Vernetzung10 

 Entlastung bei den Krankenkassenprämien durch eine KVG-Prämie 
deckende individuelle Prämienverbilligung 

 Förderung von günstigem Wohnraum, insbesondere für Familien 
 Förderung der Bildung der Kinder (z.B. durch frühkindliche Bildung, 

Stützunterricht, Ermöglichung eines Hobbys), aber auch der Er-
wachsenen (vgl. SKOS, 2018; 2022)  

 Solide Datengrundlagen auf Kantonsebene und der Einbezug von 
Familien, damit das Ausmass von Familienarmut und die Bedürf-
nisse von armutsbetroffenen Familien erkannt werden. Zudem 
braucht es in den Kantonen klare Zuständigkeiten fürs Thema Fa-
milienarmut (vgl. Ecpolan, 2024). 

 
10 Beschrieb der familienzentrierten Vernetzung (Link). Ein Projekt, das mit familienzentrierter Vernetzung ar-
beitet, ist GUSTAV im Kanton Nidwalden (Link). 

https://www.alliance-enfance.ch/was-wir-tun/familienzentrierte-vernetzung
https://www.nw.ch/gfintegrkinder/3461
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